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Schneller in die Sonderschule
Kein Kanton schicktmehr Kinder in Sonderklassen als Baselland. Künftig soll das noch einfacher gehen.

Maria-Elisa Schrade

Die integrative Schule gibt im-
mer wieder zu reden. Auch in
Baselland.WährendBasel-Stadt
unter Druck der sogenannten
Förderklassen-Initiativewieder
mehr Parallelbeschulung för-
derbedürftiger Kinder zulassen
will, strebt auchBasellandRich-
tung mehr Separation. Mit
einem entscheidenden Unter-
schied: In Baselland wurden
Kleinklassennie abgeschafft. In
Basel-Stadt fordern die Initian-
tinnen und Initianten, dass die-
sewieder eingeführt werden.

Auch sonst liegen bei der
Sonderbeschulung zwischen
denbeidenKantonenWelten: In
Basel-Stadt werden gemäss
aktuellem, schweizweitem Bil-
dungsbericht aufderPrimarstu-
fe lediglich zwei Prozent aller
Kinder nicht in die Regelschule
integriert. In Baselland besuch-
ten im Schuljahr 2020/2021
hingegen ganze sieben Prozent
aller Primarschülerinnen und
-schüler eine sogenannte Son-
derklasse oder Sonderschule.
Damit istBasellandschweizweit
der Kanton mit der höchsten
Separationsquote.Tendenz stei-
gend.

Unkomplizierter in
sonderschulischesSetting
Den Baselbieter Landrätinnen
undLandräten ist das allerdings
nicht genug. In einem Vorstoss
verlangt die SP-Präsidentin
Miriam Locher, dass die «sepa-
rativeBeschulung»den«heuti-
gen Bedürfnissen angepasst»
wird und meint damit nichts
anderesalsdieMöglichkeit, ver-
haltensauffälligeKinder schnel-
ler und unkomplizierter aus der
Regelklasse nehmen und in ein
«sonderschulisches Setting»
versetzen zu können.

«Die aktuelle Situation ist
sehr herausfordernd für die
Kinder, ihre Familien und die
Lehrpersonen», sagt Locher
am Donnerstag in der
Landratssitzung. Dass alle
Massnahmen an der Regel-

schule ausgeschöpft werden
müssten, bis dasKind separativ
beschult werden könne, sei
stossend. Locher, die in einem
Kindergarten in Aesch unter-
richtet, ist ausserdem über-
zeugt, das lange Ausprobieren
verschiedenerMassnahmen an
denRegelschulen könne einen
«nachhaltigen Schaden» in der

Schullaufbahn vonKindernmit
Förderbedarf verursachen.

Erläutert wird diese Ein-
schätzung allerdings nicht. Da-
gegen sprechen erziehungswis-
senschaftliche Studien, die den
Verbleib in der Regelklasse als
die wichtigste Fördermassnah-
me für verhaltensauffälligeKin-
der einstufen. «Wir stellen uns

nicht gegen eine Integration,
aber gegen eine Integration um
jedenPreis», betontdie SP-Prä-
sidentin. Aber: «Es braucht
einenNotausgang.»

Baselland«sträubt sich
nicht zuseparieren»
«Der Zustand, den wir haben,
ist nicht mehr haltbar», findet

auch Anita Biedert (SVP). Sie
nutzt die Gelegenheit, um die
integrative Schule an sich in-
frage zu stellen: Die Wirkung
der Integration müsse seriös
abgeklärt werden. Separation
ist für die SVP-Landrätin kein
Rückschritt. Vielmehr müsse
auf die neuen gesellschaftli-
chen Probleme auchmit neuen
Massnahmen angemessen re-
agiert werden.

BildungsdirektorinMonica
Gschwind (FDP) weist darauf
hin, dass sie sich längstmit der
Problematik des zunehmenden
sonderpädagogischen Förder-
bedarfs auseinandersetze. So
habe die Bildungs-, Kultur-
und Sportdirektion (BKSD) ein
Projekt für den «Umgang mit
schweren Verhaltensauffällig-
keiten» angestossen, um unter
anderem die Bedarfsermitt-
lung und Ressourcenvertei-
lung zu standardisieren und
Lehrpersonen mehr Hand-
lungsspielraum zu geben.

«Seit 2018 steigt die Sepa-
rationsquote in Baselland,
während sie in der restlichen
Schweiz stabil bleibt», betont
Monica Gschwind. «Wir sträu-
ben uns also nicht zu separie-
ren.» Von links bis rechts sind
damit alle Fraktionen im
Landrat zufrieden. Der Vor-
stoss wurde einstimmig über-
wiesen.

Kantonsgelder für private Batteriespeicher
Der Landrat geht bei der Stromproduktion neueWege. Auch der Bau von Solaranlagen soll erleichtert werden.

Hans-Martin Jermann

DerBaselbieterLandratwill das
bestehende Energiepaket, mit
dem der energieeffiziente und
klimagerechte Umbau der Ge-
bäudegefördertwird, umweite-
re Massnahmen erweitern. Mit
62 gegen 6 Stimmen hiess das
ParlamentamDonnerstageinen
Vorstoss der FDP gut, der den
EinbauvonBatteriespeichern in
privaten Liegenschaften finan-
ziell unterstützenwill.

Ebenfalls Fördergelder aus
dem Gebäudeprogramm des
Kantons soll erhalten,wer kom-
binierte Neuinvestitionen in
Photovoltaikanlagen und Wär-
mepumpen oder Photovoltaik-
anlagen und Elektroautos vor-
nimmt.DiesenzweitenVorstoss
überwies das Parlament mit 49

zu 25 Stimmen. Die Regierung
mussnunprüfen, obundwiedie
Forderungenumgesetztwerden
können.Pro Jahr stehen imkan-
tonalen Energiepaket total 18
MillionenFrankenanFördergel-
dern zur Verfügung.

Batterien spielenbeiderFra-
ge,wiedieEnergiewendegelin-
genkann, eine immerwichtige-
re Rolle: Auf den Photovoltaik-
anlagen im Flachland wird zu
gewissenZeiten sehr viel, zuan-
deren Zeiten und nachts hin-
gegen gar kein Strom produ-
ziert. Batterien helfen, die Spit-
zen der Produktion und des
Verbrauchs zu glätten und das
Stromnetz zu entlasten. Auch
steigern sie den Eigenver-
brauchsgrad und damit die
Wirtschaftlichkeit von Photo-
voltaikanlagen, argumentierte

derUrheberderVorstösse, FDP-
LandratThomasEugster, in der
Ratsdebatte.

Solaranlagen ingeschützten
Dorfkernenerleichtern
«Die Speicherung ist das grosse
Problem. Wir bauen aktuell
massiv Photovoltaik aus, der
Strom kann aber nicht abge-
nommen werden», sagte Eugs-
ter. InderFolgeentbrannte eine
Kontroversedarüber, obdezen-
traleBatterien inEin-undMehr-
familienhäusern oder grosse
Systeme für ganze Quartiere
sinnvoller sind.«Batterien in je-
dem Keller sind nicht die Zu-
kunft», findetGLP-LandratMa-
nuel Ballmer. Volkswirtschaft-
lich machten sie keinen Sinn,
dafür sprächenhöchstens«psy-
chologische Gründe» wie die

Energieautarkie.WollederStaat
Speicher fördern, dann soll er
dies via Leistungsaufträge an
konzessionierte Versorger tun.

Damit stand die GLP beim
Vorstoss zu den Batterien allei-
neaufweiterFlur; beimzweiten
Vorstoss zur Förderung kombi-
nierter Systemesagte zudemdie
SVP Nein. Von Rotgrün kam
zwarDetailkritik, grundsätzlich
aber Zustimmung. Die Forde-
rungengriffenzukurz, sagteSP-
Landrat Thomas Noack. Unter
anderemmüssegeklärtwerden,
wie das bidirektionale Laden
unterstützt werden könne. Da-
mitwerdenElektroautos zu fah-
renden Stromspeichern.

Zwei Forderungen vonFDP-
Landrätin Saskia Schenker wur-
denstillschweigendandieRegie-
rung überwiesen. Laut dem ers-

ten Postulat sollen auf nicht
denkmalgeschütztenGebäuden,
die in geschützten Ortskernen
liegen, die Vorgaben zum Bau
vonSolaranlagengelockertwer-
den.Heute definiert der Kanton
einesolcheKernzonealszusam-
menhängendesGebiet –wasden
Bau von Solaranlagen faktisch
verunmöglicht.

Dies ist deshalbderFall,weil
die Denkmalpflege das Krite-
rium «schlecht einsehbar» zur
Bewilligung von Solaranlagen
als «nicht einsehbar» interpre-
tiert, erklärt Schenker. Das soll
sich nun ändern – was mitunter
den Metzger Christoph Jenzer
freuen dürfte: Er will im Arles-
heimerDorfkerneinegrosseSo-
laranlage bauen, durfte dies
aber wegen der erwähnten Ein-
schränkungen bisher nicht.

Höhere Saläre für
Spitalchefs geben
zu reden

Lohndebatte In der Chefetage
des Kantonsspitals Baselland
(KSBL) sind2022dieEntschädi-
gungen stark gestiegen: Die
zehnköpfige Geschäftsleitung
mit CEO Norbert Schnitzler an
der Spitze bezog im letzten Jahr
Löhne über total 2,93Millionen
Franken, knapp 9Prozentmehr
als imVorjahr. Imneunköpfigen
Verwaltungsrat wurden mit
412000FrankenanHonoraren,
Sitzungsgeldern und Spesen
ebenfalls knapp9Prozentmehr
als imVorjahr ausbezahlt.

GesamteLohnsummestieg
nurumzweiProzent
Der starke Anstieg der Entschä-
digungengabamDonnerstag im
Landrat bei Behandlung des
Geschäftsberichts zu reden, zu-
maldiegesamteLohnsummeim
KSBLüber alleBereiche im letz-
ten Jahr nur um 2 Prozent auf
265,34MillionenFrankengestie-
gen ist. Der Lohnanstieg werde
nirgendsbegründet,hattebereits
die vorberatende Geschäftsprü-
fungskommissionmoniert.

Darüber zeigte sichSP-Frak-
tionschefRomanBrunner inder
angeregten Debatte «irritiert».
In einer Zeit, in der die Leute
Mühe hätten, ihre Krankenkas-
senprämien zu bezahlen und es
heisse, höhere Löhne für die
Pflegemitarbeitendeseiennicht
möglich, wirke der Anstieg der
Entschädigungen an der Spitze
erstaunlich. Wer prüfe eigent-
lich, ob diese Erhöhung ange-
messen sei, fragte Brunner ins
Plenum. Ähnlich äusserten sich
die Sprecher von GLP und Grü-
nen. Auf bürgerlicher Seite kam
wenigKritikanderLohnhöhean
sich. Doch auch dort wurde
mehr Transparenz und Erläute-
rungen gefordert.

Gesundheitsdirektor Thomi
Jourdan (EVP) klärte in seinem
Statementetwasauf:«2021war
punkto Löhne eher ein Ausreis-
sernachunten», sagteer. Inden
Vorjahren seien diese höher ge-
wesen. Man müsste daher die
Lohnentwicklungübermehrere
Jahrebetrachten.Letztlichblieb
esbeidenBefindlichkeitsäusse-
rungen. Der Landrat kann bei
den Löhnen imKSBL nichtmit-
reden.DenKritikernbliebnichts
anderes übrig, als die Erhöhung
«missbilligend»odermit«Stirn-
runzeln» zur Kenntnis zu neh-
men. (haj/mes)

Geburtshilfe von
Hebammen fördern
Kantonsspital Die hebammen-
geleiteteGeburtshilfe soll imBa-
selbiet gefördert werden: Der
Landrat hat mit 48 zu 30 Stim-
men bei 2 Enthaltungen einen
Vorstoss überwiesen, der einen
entsprechenden Leistungsauf-
tragamKantonsspitalBaselland
verlangt. Bei der hebammenge-
leitetenGeburtshilfewerdenGe-
burtsvorbereitung, -vorgangund
Nachbetreuung vonMutter und
KindnichtvoneinerÄrztin, son-
dernvoneinerHebammegeleis-
tet. Die Gegner fanden, dies
müsse nicht staatlich verordnet
werden.DasKSBLwerdeeinAn-
gebot aufbauen, sofern es dies
für nötig halte. (haj)

Verhaltensauffällige Kinder sollen früher in Sonderklassen gehen können. Symbolbild: Christian Beutler

«Wir stellenuns
nichtgegeneine
Integration, aber
gegeneine
Integrationum
jedenPreis.»

MiriamLocher
SP-Präsidentin


